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DIE VERFAHRENSRECHTE VON WETTBEWERBERN SIND BEI 

VORSCHNELLEN ERKLÄRUNGEN DER KOMMISSION ZUR VEREIN-

BARKEIT VON BEIHILFEN VERLETZT 

EuGH, Urteil vom 03.09.2020, Rs. C-817/18 P GVO./. Kommission 

Die Klägerinnen sind Naturschutzorganisationen, die Beihilfen erhalten haben, um Natur-

schutzgebiete zu erwerben und diese zur Naturerhaltung zu verwalten. Zwei private ge-

meinnützige Naturverwaltungsorganisationen legten bei der Europäischen Kommission 

Beschwerde gegen diese Beihilfen ein. Die Kommission hielt im Vorprüfungsverfahren die 

Beihilfen für mit dem Binnenmarkt vereinbar, da sie für die Erbringung von Dienstleistungen 

von allgemeinem wirtschaftlichem Interesse (DAWI) erforderlich wären. Der Beschluss der 

Kommission wurde von den Beschwerdeführern erfolgreich vor dem Gericht der Europäi-

schen Union angefochten. Gegen das Urteil erhoben die begünstigten Naturschutzorgani-

sationen vor dem Europäischen Gerichtshof Klage, aber ohne Erfolg. Die Kommission 

habe nicht über genügend Informationen verfügt, um die Vereinbarkeit der Beihilfen schon 

im Vorprüfungsverfahren festzustellen. Die Beihilfen dienten insbesondere auch der Finan-

zierung von wirtschaftlichen Nebentätigkeiten der Naturschutzorganisationen, und die 

Kommission habe nicht darlegen können, dass diese Nebentätigkeiten entweder für die 

Erbringung der DAWI erforderlich waren oder zur DAWI gehörten.  

Bedeutung für die Praxis 

Die Eröffnung des förmlichen Prüfverfahrens durch die Kommission erlaubt Wettbewerbern 

der begünstigten Unternehmen, Informationen und Argumente in das Beihilfenprüfverfah-

ren vor der Kommission einzubringen, bevor diese über die Vereinbarkeit einer Beihilfe 

entscheiden kann. Wenn die Kommission die Vereinbarkeit einer Beihilfe mit dem Binnen-

markt im Vorprüfungsverfahren auf der Grundlage von nur unzureichenden und unvollstän-

digen Informationen erkläre, werden dadurch Verfahrensrechte von Wettbewerbern ver-

letzt. Diese können dann erfolgreich eine (vorschnelle) Vereinbarkeitserklärung der Kom-

mission gerichtlich anfechten und damit Beihilfen, die in erster Linie zur Erbringung von 

DAWI geleistet werden, aber auch andere Tätigkeiten einer Organisation finanziell unter-

stützen, zu Fall bringen. 

 


